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Finanzministerium 
 

6. Konsolidierungsprogramm der Landesregierung: 
Es besteht dringender Handlungsbedarf 

 
Angesichts der Finanzlage und der absehbaren Herausforderun
gen hält der LRH eine nachhaltige Konsolidierung des Haushalts 
für unumgänglich. Besonders einmalig wirkende Maßnahmen 
sieht der LRH kritisch, weil die eigentliche Konsolidierung hier
durch in die Folgejahre verschoben wird. Der mit den Leitlinien 
der Haushaltskonsolidierung vorgestellte Konsolidierungspfad 
ab 2025 wirkt überwiegend nur auf der Planungsebene. Notwen
dig sind aber strukturelle Konsolidierungsmaßnahmen, die auch 
auf der Ebene der Ist-Ergebnisse wirken. 
 
Die vom Finanzministerium gewählte Umsetzung des Konsolidie
rungspfads ist aufwendig und droht die angestrebten Ziele zu 
verfehlen. Im Jahr 2026 erreicht die Landesregierung die selbst
gesteckten Ziele nur, indem sie die Veranschlagung von Versor
gungsausgaben um knapp 80 Mio. € im Vergleich zur Finanzpla
nung bereinigt. Allerdings gibt diese Position Anlass für Zweifel. 
Für den Haushalt 2027 stellen sich Konsolidierungsnotwendig
keiten in Höhe von 258 Mio. €, um die ursprünglich beschlosse
nen Ziele zu erreichen.  
 
Eine Anpassung von Haushaltsplanansätzen an die Ist-
Entwicklung ist nur vordergründig ein Beitrag zu einer Haus
haltskonsolidierung und wäre schon aus Gründen der Haus
haltswahrheit geboten. Auch Rücklagenentnahmen sind kein 
geeignetes Instrument einer nachhaltigen Konsolidierung.  
 
Unabdingbar ist eine Prioritätensetzung bei den Ausgaben, die 
künftig bereits in den Eckwerten und der Finanzplanung 
realistisch abzubilden ist.  
 

6.1 Konsolidierungsmaßnahmen sind dem Land nicht unbekannt  
 
Schon in der Vergangenheit sah sich das Land mit signifikanten Konsoli
dierungserfordernissen konfrontiert. Um die Schuldenbremse ab 2020 ein
halten zu können, musste Schleswig-Holstein ab 2010 sein strukturelles 
Finanzierungsdefizit von 1,3 Mrd. € abbauen. Im Gegenzug erhielt es 
Konsolidierungshilfen von insgesamt 800 Mio. €.  
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Nur auf den ersten Blick ist es der Landesregierung seinerzeit gelungen, 
das Defizit durch Konsolidierungsmaßnahmen abzubauen. Denn geholfen 
haben insbesondere Maßnahmen, die das Land nur in begrenztem Aus
maß selbst beeinflussen konnte.1 
 
Hierzu zählen hauptsächlich Steuermehreinnahmen und Zinsersparnisse 
bis 2018 in einem Umfang von 4,8 Mrd. €, was die Herausforderung schon 
nahezu um die Hälfte reduzierte. Eine Reduzierung der Ausgaben fand 
hingegen nur anfänglich statt. Tatsächlich sind die konsumtiven Ausgaben 
für Personal, Sachmittel sowie Zuweisungen und Zuschüsse deutlich 
gestiegen.  
 
Derzeit plant die Landesregierung, inklusive der ausgewiesenen Hand
lungsbedarfe, für den Zeitraum bis 2029 wieder mit stark ansteigenden 
strukturellen Finanzierungsdefiziten. Diese bewegen sich in einer Größen
ordnung wie 2010. Damals lösten derart hohe Defizitbeträge die oben 
beschriebene Konsolidierungspflicht aus.  
 
Auch die mit der Grundgesetzänderung 2025 verbundenen neuen struktu
rellen Kreditaufnahmemöglichkeiten decken das geplante Defizit nicht. 

 
6.2 Konsolidierungsnot durch Handlungsbedarfe in der Finanzplanung  

 
Im März 2024 beriet die Landesregierung über die mittelfristige Finanzpla
nung und erkannte mit neu prognostizierten Finanzierungslücken selbst 
eine angespannte Finanzlage.  
 
Während ein Jahr zuvor die Landesregierung die Handlungsbedarfe bis 
2030 in Höhe von insgesamt 2,8 Mrd. € angab, zeigte sich im März 2024 
nach der Haushaltsklausur der Landesregierung in Sankelmark folgendes 
Bild:  
 

 
1  Vgl. Bemerkungen 2019 des LRH, Nr. 8. 
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Abbildung 12: Entwicklung der Handlungsbedarfe 
Quelle:  Haushaltseckwerte 2024 vom 25.04.2023, Medieninformation vom 05.03.2024 

 
Die Landesregierung führte den Anstieg der Handlungsbedarfe um mehr 
als 150 % unter anderem auf notlagenbedingte Ausgaben, bei gleichzei-
tigem Wegfall der Notkredite, zurück. 
 
Um die nach der Klausurtagung in Sankelmark benannten Handlungs-
bedarfe von 7,1 Mrd. € zu reduzieren, verständigte sich die Landesregie
rung auf einen Konsolidierungspfad. Dieser sah vor, die Ausgaben ab 
2025 schrittweise um jeweils 200 Mio. € aufwachsend und ab 2030 dauer
haft um eine Mrd. € abzusenken.1 Das damit verfolgte Ziel: Einnahmen 
und Ausgaben bis 2030 schrittweise in Einklang bringen. 
 
Wie die Handlungsbedarfe insgesamt reduziert werden sollten, skizzierte 
die Landesregierung mit den veröffentlichten Leitlinien des Abbaupfads. 
Zusätzlich zu dem auf eine Mrd. € aufwachsenden neuen Konsolidie
rungspfad sollten insbesondere 
 
• die mit dem Haushalt 2024 beschlossene Konsolidierungstranche I von 

100 Mio. € bis 2030 jährlich fortgesetzt,  
• eine für 2025 einmalig geplante Zuführung von 296 Mio. € an das Son

dervermögen IMPULS gestrichen,  
• die Zuführungen an den Versorgungsfonds ab 2025 bis 2027 ausge

setzt sowie  
• von 2025 bis 2030 Mittel von insgesamt 946 Mio. € aus dem Versor

gungsfonds entnommen werden. Hierzu musste allerdings noch das 
Versorgungsfondsgesetz angepasst werden. 

 
1  Medieninformation des Finanzministeriums vom 05.03.2024. 
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Zudem sollten globale Minderausgaben dazu beitragen, die Handlungs-
bedarfe im Haushaltsvollzug zu senken.  
 

6.3 Umsetzung des Konsolidierungspfads in Tranchen 
 
Den um jeweils 200 Mio. € aufwachsenden Konsolidierungspfad setzt die 
Landesregierung schrittweise in weiteren Tranchen um. Bis 2026 hat sie 
mit 3 der geplanten Tranchen begonnen, insgesamt mit einem geplanten 
Einsparvolumen von 500 Mio. €. Die Einsparungen beziehen sich dabei 
auf den Haushaltsansatz und nicht auf die Ist-Ergebnisse. 
 

Geplante Konsolidierungstranchen in Mio. € 

 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 
Tranche I (ab 2024) 100 100 100 100 100 100 100 
Tranche II (ab 2025)  200 200 200 200 200 200 
Tranche III (ab 2026)   200 200 200 200 200 
Weitere Konsolidierungs
tranchen (2027- 2030) 

   200 400 500 600 

Gesamt 100 300 500 700 900 1.000 1.100 
Tabelle 14: Geplante Konsolidierungstranchen 
Quelle: Medieninformation des Finanzministeriums vom 05.03.2026, eigene Darstellung 
 

Die Verteilung der Tranchen auf die Ressorts wird dabei politisch ent
schieden. Ob den tatsächlich realisierten Maßnahmen beispielsweise eine 
kennzahlengestützte Analyse, eine inhaltliche Prioritätensetzung oder ein 
anderes Konzept zugrunde liegt, war für den LRH nicht feststellbar. Fest
halten lässt sich daher nur die unterschiedliche Verteilung auf die einzel
nen Aufgabenfelder bis 2026. 
 

 
Abbildung 13: Konsolidierungsbeiträge der Tranchen I, II und III in 2026 nach Funktionen 
Quelle: Unterlagen des Finanzministeriums zu den Tranchen I bis III; Tranche I beruht für 
2026 auf der internen Finanzplanung 2023-2027; Tranche II für 2026 auf der internen  
Finanzplanung 2024-2027; ohne Berücksichtigung der Versorgungsausgaben 

Bildung, 
Forschung, 

Wissenschaft, 
Kultur
20%

Öffentliche 
Sicherheit und 

Justiz
3%

Umwelt, 
Wirtschaft, 

Energie
14%

Soziales und 
Gesundheit

38%

Verkehrswesen
7%

Sonstige v.a. 
Rücklagen 

Oberste 
Landesbehörden 

und 
Steuerverwaltung

4%

Konsolidierungsbeiträge der Tranchen I, II und III in 
2026 nach Funktionen



60 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

Die von den Ressorts gemeldeten Konsolidierungstranchen setzen sich 
aus Einnahmeerhöhungen und Ausgabesenkungen zusammen. Dabei 
unterteilt das Finanzministerium die einzelnen Konsolidierungsmaßnah
men in einmalige, mehrjährige und strukturelle Beiträge. Es führen also 
nicht alle dem Finanzministerium gemeldeten Konsolidierungsmaßnahmen 
zu dauerhaften Einnahmeerhöhungen oder Ausgabesenkungen.  
 
Im Rahmen der Prüfung wurde anhand der vorgelegten Unterlagen fest
gestellt, dass in Tranche III 78,4 Mio. € der strukturellen Konsolidierungs
beiträge nicht geklärte Anrechnungsbeträge waren. 
 
Das Finanzministerium hat im Nachgang zur Prüfungsmitteilung erklärt, 
dass es anstelle der Anrechnungsbeträge nunmehr aufwachsende Einspa
rungen im Bereich der Versorgungsausgaben durch die Neukonzeption 
des Prognosemodells mit 79,6 Mio. € für die Tranche III berücksichtigt 
habe.  
 
Zu den einmaligen Konsolidierungsbeiträgen von insgesamt 176,9 Mio. € 
zählen in großem Umfang Rücklagenentnahmen (Tranche I: 23,2 Mio. €, 
Tranche II: 30 Mio. €, Tranche III: 56,9 Mio. €, gesamt: 110,1 Mio. €). Die 
restlichen 66,8 Mio. € betreffen unter anderem sächliche Verwaltungsaus
gaben, Investitionen sowie einmalige weitere Einnahmen.  
 
Die wenigen mehrjährigen Konsolidierungsmaßnahmen umfassen erwar
tete höhere Einnahmen oder verschobene Projekte. 
 

6.3.1 Bugwelle durch ungelöste Handlungsbedarfe 
 
Einmalige oder mehrjährige Konsolidierungsbeiträge sind nicht strukturell, 
weil sie nicht dauerhaft wirken. In diesen Fällen müssen die Ressorts dem 
Finanzministerium zukünftige Ersatzmaßnahmen melden. Gelingt dies 
nicht, wird dem jeweiligen Ressort eine globale Minderausgabe (GMA) 
sowohl in den Eckwerten als auch in der Finanzplanung angelastet. Im 
Haushalt werden diese hingegen nicht ausgewiesen und auch nicht in die 
Summe der noch offenen Handlungsbedarfe bei der Haushaltsaufstellung 
eingerechnet. Somit erhöhen die ressortspezifischen GMA zusätzlich die 
Herausforderungen für den Gesamthaushalt. Diese muss das betroffene 
Ressort im darauffolgenden Haushaltsaufstellungsverfahren auflösen und 
gegebenenfalls zusätzlich zu neuen Konsolidierungsverpflichtungen er
wirtschaften. Sie stehen somit für die auf der Planungsebene nicht er
brachten Konsolidierungsmaßnahmen. 
 
Meldet ein Ressort einen höheren Konsolidierungsbeitrag als vorgesehen, 
gewährt das Finanzministerium diesem einen sogenannten Anrechnungs
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betrag. Dieser Betrag wird dem Ressort für die kommende Tranche als 
bereits erfüllte Konsolidierung angerechnet. 
 
Für nicht-strukturelle Beiträge in den Tranchen I und II haben die Ressorts 
inzwischen Ersatzmaßnahmen in ausreichender Höhe genannt, sodass 
die Gesamtbeiträge nach Planung des Finanzministeriums dauerhaft 
erfolgen sollen. Für die Tranche III beziffert das Finanzministerium die 
noch zu erbringenden Ersatzmaßnahmen im Haushalt 2027 mit über 
60 Mio. € und ab 2028 ff. mit über 70 Mio. €.  
 
Die Höhe der im Haushaltsaufstellungsverfahren 2026 akzeptierten 
Anrechnungsbeträge für Tranche III beziffert das Finanzministerium mit 
78,4 Mio. €. Aus seiner Sicht handelt es sich um eine politische Entschei
dung des Kabinetts, den Ressorts Anrechnungsbeträge zuzugestehen. 
Diese seien nicht titelscharf abbildbar und würden weder in der Finanzpla
nung noch im Haushalt berücksichtigt. 
 
Insgesamt haben die Ressorts für die Tranche III Einsparungen von nur 
126 Mio. € gemeldet. Allein mithilfe der Neukonzeption des Prognose-
modells für die Versorgungsausgaben ist es dem Finanzministerium mög
lich, die Anrechnungsbeträge von 78,4 Mio. € wieder auszugleichen, um 
somit den planmäßigen Konsolidierungsrahmen von 200 Mio. € zu 
erreichen. 
 
Das Instrument der Anrechnungsbeträge erscheint intransparent und birgt 
die Gefahr, dass die Gesamttranchen nicht erfüllt werden. Es ist zwar 
grundsätzlich möglich, dass ein Ministerium in einem Jahr einem anderen 
mit seiner Übererfüllung aushilft und gleichzeitig diese Übererfüllung für 
sich selbst in der Folgetranche anrechnen kann. Jedoch gelingt das nur, 
wenn das Ministerium, dem ausgeholfen wurde, im Folgejahr nicht nur 
seinen Konsolidierungsbeitrag für die Folgetranche erbringt, sondern auch 
den bisher nicht erbrachten Beitrag der vorherigen Tranche. In einer 
solchen Konstellation hätte also dem Ressort, dem ausgeholfen wurde, für 
das Folgejahr eine ressortspezifische GMA auferlegt werden müssen. 
 
Insgesamt müssen für den Haushalt 2027 noch 258 Mio. € an zusätzlichen 
Konsolidierungsmaßnahmen erbracht werden. Hierin enthalten sind  
ressortspezifische GMA in Höhe von 65,5 Mio. € aus den Vorjahren. Wenn 
diese umgesetzt werden, kann die Tranche IV entsprechend geringer aus
fallen. Dann müssen noch weitere Maßnahmen von 193 Mio. € erbracht 
werden, um das in Sankelmark beschlossene Konsolidierungsziel von 
700 Mio. € zu erreichen. 
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Abbildung 14: Geplante Konsolidierungsbeiträge 
Quelle:  Unterlagen des Finanzministeriums zu den Tranchen I bis III; Tranche I beruht auf 
der internen Finanzplanung 2023-2027; Tranche II auf der internen Finanzplanung 2024-
2027 und für Tranche III wurden die strukturellen Konsolidierungsbeiträge vom LRH fortge
schrieben.  
 

Zusätzlich besteht im Haushalt 2026 noch eine nicht-ressortspezifische 
GMA in einer Gesamthöhe von 192 Mio. €. Diese muss im Haushaltsvoll
zug erwirtschaftet werden.  
 
GMA verringern die Transparenz - insbesondere im Hinblick auf die par
lamentarischen Budget- und Kontrollrechte. Dieses Instrument sollte nur in 
Ausnahmefällen genutzt werden. In Schleswig-Holstein wurden aber ab 
dem Haushaltsjahr 2025 globale Minderausgaben im großen Umfang ver
anschlagt. 
 
Das Finanzministerium sieht globale Minderausgaben als effizientes und 
bewährtes Mittel im Umgang mit knappen Finanzressourcen an.  
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Die Landesregierung sollte wieder 
zu der vorherigen Praxis zurückkehren und anstatt globaler Minderaus-
gaben die Ansätze realistisch veranschlagen, vor allem, wenn durch ziel
gerichtetere Haushaltsveranschlagungen im Rahmen der Konsolidierung 
die erwartbaren Beiträge zur GMA sinken dürften.  
 

6.3.2 Strukturelle Konsolidierungsmaßnahmen: Nicht immer zielführend 
 
Für eine dauerhafte Konsolidierung des Landeshaushalts sind allein die 
strukturellen Konsolidierungsmaßnahmen von Bedeutung. Das Finanz-
ministerium ordnet alle langfristigen Veränderungen von Haushaltsansät
zen in der Finanzplanung den strukturellen Konsolidierungsbeiträgen zu.  
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Diesen Ansatz teilt der LRH nicht. Die Anpassung von Haushaltsansätzen 
an den tatsächlichen Bedarf (durchschnittlicher Ist-Wert) erhöht lediglich 
die Haushaltswahrheit. Sie führen weder zu einer Absenkung von Ist-
Ausgaben noch zu einer Erhöhung von Ist-Einnahmen. Dieses wäre aber 
nach Auffassung des LRH Voraussetzung für eine strukturell wirkende 
Konsolidierung.  
 
Hingegen gelten als strukturelle Konsolidierungen - sofern sie durchgehal
ten werden - aus Sicht des LRH insbesondere solche, denen rechtliche 
Änderungen bzw. tatsächliche Kostensenkungen gegenüberstehen. Hierzu 
zählen folgende, in den bisherigen Tranchen gemeldete Maßnahmen: Im 
Schulbereich die angepassten Kontingentstundentafeln und die Gruppen
größen im DaZ-Bereich, die Erweiterung der Gruppengröße im Hort-
bereich, die Erhöhung der Landeswasserabgabe oder Maßnahmen im 
Bereich der Beihilfe. Diese Änderungen senken bzw. erhöhen langfristig 
die Ist-Ausgaben bzw. Ist-Einnahmen. 
 
Kritisch bewertet der LRH solche Konsolidierungsbeiträge, die die 
Leistungsansprüche Dritter betreffen, ohne die entsprechenden rechtlichen 
Änderungen. Die geringeren Bedarfe ergeben sich nicht aufgrund von 
rechtlichen Änderungen, sondern durch aktuell niedrigere Bedarfsprogno
sen. Externe Faktoren können die Bedarfe jederzeit wieder ansteigen las
sen. 
 
Das Finanzministerium hält dem entgegen, dass in jedem Haushaltsjahr 
Sachverhalte auftreten würden, in denen Leistungsberechtigte ihre gesetz
lichen Ansprüche nicht im erwarteten Umfang in Anspruch nehmen wür
den. Das jeweilige Ressort würde diesem Umstand insoweit Rechnung 
tragen, dass im Einzelfall damit auch Konsolidierungsmaßnahmen umge
setzt werden könnten. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Bewertung, dass dies nur Änderungen auf der 
Planungsebene bewirkt aber nicht mit tatsächlichen Einsparungen verbun
den sei. Dieses „Luft-aus-dem-Titel-lassen“ ändert nichts an den finanziel
len Verpflichtungen des Landes und stellt somit keine strukturelle Konsoli
dierung dar. Soll-Ist-Anpassungen sind schon aus Gründen der Haushalts-
wahrheit erforderlich. 
 

6.3.3 Beispiele nur vordergründiger Konsolidierungsmaßnahmen: Rück-
lagenentnahmen, Eingliederungshilfe und Versorgungsausgaben 
 
Nachfolgend werden einige Beispiele von Konsolidierungsbeiträgen dar
gestellt, bei denen der tatsächliche Konsolidierungserfolg offen ist:  
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Rücklagenentnahme 
 
Sofern das Land etwas zurücklegen kann, weil Ausgabenansätze nicht 
ausgeschöpft werden oder zusätzliche Einnahmen anfallen, können nach 
§ 62 Abs. 3 LHO1 Rücklagen gebildet werden. Diese dürfen nur für 
bestimmte Zwecke gebildet werden, soweit der Haushaltsplan dies 
zulässt.  
 
Fällt der Zweck weg, nutzt die Landesregierung die Rücklagen als allge
meine Deckungsmittel. Diese Mittel aus Rücklagenentnahmen finanzieren 
bisher nicht gedeckte Ausgaben und werden nicht für die Tilgung verwen
det.  
 
Die mit den Tranchen I bis III vom Finanzministerium dargelegten Konsoli
dierungsbeiträge von 519 Mio. € enthalten zu 21 % Rücklagenentnahmen. 
Das entspricht 110 Mio. €. In dieser Höhe hat die Landesregierung Hand
lungsbedarfe einmalig in den Jahren 2024 bis 2026 reduziert und aus ihrer 
Sicht damit konsolidiert.  
 
Jedoch wirken diese Konsolidierungsbeiträge nicht in die Zukunft. Ledig
lich verschiebt die Landesregierung strukturelle Kraftanstrengungen in 
Folgejahre.  
 
Eingliederungshilfe 
 
Das Sozialministerium hat Ausgaben für die Eingliederungshilfe als struk
turellen Konsolidierungsbeitrag für die Tranche II gemeldet.  
 
Obwohl weder Änderungen der bundesgesetzlichen Grundlagen vorliegen 
noch sich die Anzahl von Anspruchsberechtigten erkennbar reduziert hat, 
sollten 8 Mio. € in 2025 und danach bis 2028 jährlich ansteigende Beträge 
von bis zu 9 Mio. € eingespart werden.  
 
Im Detail wurde die Finanzplanung 2024 folgendermaßen fortgeschrieben:  
 

Erstattung der Kosten der Eingliederungshilfe in Mio. € 

Vorgesehener 
Ansatz 2025 

Ansatz 2025 nach  
Eingabe Tranche II 

Beitrag Konsolidie
rung 
Tranche II 2025 

Ansatz 2026 
nach Eingabe 
Tranche II 

938,9 930,8 -8,1 968,0 
Tabelle 15: Erstattung der Kosten der Eingliederungshilfe 
Quelle: interne Finanzplandaten des Finanzministeriums 

 

 
1  Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein - LHO vom 29.06.1992, GVOBl. Schl.-H. 

S. 381, zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.12.2025, GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 165. 
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Die tatsächliche Entwicklung des Haushaltsansatzes stellte sich mit dem 
zweiten Nachtragshaushaltsgesetz 2025 anders dar. Der Ansatz von 
931 Mio. € erhöhte sich auf 1.060 Mio. €. Der Nachfinanzierungsbedarf 
von 129 Mio. € ergab sich aus den Ende August vollständig vorliegenden 
kommunalen Abrechnungen.1 
 
Auf Ebene der Ist-Ergebnisse zeichnet sich ein ähnliches Bild ab: Nach 
vorläufigen Haushaltsdaten beträgt der Ist-Wert für 2025 1.059 Mio. €2 - 
die nachlaufende Abrechnung der Kommunen noch nicht einbezogen. 
Diese wird auch den Haushalt 2026 belasten, der inklusive Vorsorge mit 
einem Ansatz von 1.192 Mio. € noch zu niedrig plant. 
 
Das Finanzministerium legt Wert auf die Feststellung, dass nach damali
ger Einschätzung des Ressorts Haushaltsmittel der Eingliederungshilfe zur 
Konsolidierung zur Verfügung standen. 
 
Nach Auffassung des LRH zeigt gerade dieses Beispiel deutlich, dass sich 
Leistungsgesetze nicht als Konsolidierungsbeiträge eignen, wenn es 
weder auf Landes- noch auf Bundesebene entsprechende Gesetzesände
rungen gab. Somit dürfte diese Maßnahme auch nicht als Konsolidie
rungsbeitrag gewertet werden. Zudem dürften die Handlungsbedarfe in der 
Finanzplanung unterschätzt eingeplant sein. 
 
Neukonzeption der Versorgungsausgaben 
 
Das Verfahren der bedarfsgerechten Berechnung der Versorgungsaus-
gaben wurde neu konzeptioniert. Hierauf basierend hat das Finanzministe
rium in seiner Eckwerteplanung für 2026 die Versorgungsausgaben im 
Ansatz um 79,6 Mio. € gegenüber der Finanzplanung 2024 gesenkt.3 
Diese Differenz wird als strukturell aufwachsende Konsolidierungsmaß
nahme für Tranche III in 2026 gewertet.  
 
Die Entwicklung der Versorgungsausgaben zeigt, dass eine reine Progno
seanpassung bei gesetzlichen Verpflichtungen nicht die Ist-Ausgaben 
senkt und damit auch nicht als struktureller Konsolidierungsbeitrag geeig
net ist. Vielmehr wurde ein bestehendes Prognoseverfahren gegen ein 
neues im Sinne der Haushaltswahrheit ausgetauscht.  
 
Daneben erfährt dieser Ausgabenbereich eine zusätzliche Kostendynamik 
durch die Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3700.  
2  Vgl. Umdruck 20/5777. 
3   Vgl. Umdruck 20/4829. 
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zur Besoldung aus September 2025.1 Insoweit ist von einem dauerhaft er
höhten Niveau bei den Versorgungsausgaben auszugehen.  
 
Der LRH stellt fest, dass diese Position im Ergebnis nicht geeignet ist, sie 
als strukturelle Konsolidierungsmaßnahme zu nutzen - auch in der  
planungsorientierten Sichtweise des Finanzministeriums. Zumal diese 
Herausforderung schon zum Ende des Haushaltsaufstellungsverfahrens 
bekannt war. 
 

6.4 Controlling der Konsolidierung durch das Finanzministerium 
 
Das Controlling der Konsolidierung durch das Finanzministerium findet auf 
2 Wegen statt. Einerseits über die Überprüfungen der Konsolidierungs-
beiträge im Haushaltsaufstellungsverfahren und im Haushaltsvollzug, 
andererseits über die Eckwerteplanung der Ressortbudgets. 
 

6.4.1 Controlling im Haushaltsaufstellungsverfahren und Haushaltsvollzug  
 
Im Haushaltsaufstellungsverfahren überprüft das Finanzministerium die 
von den Ressorts angemeldeten Konsolidierungsmaßnahmen. Dieses 
gewählte Steuerungsverfahren über Konsolidierungstitel ist sehr aufwen
dig: 
Da Haushaltstitel über die Zeit verschoben, getrennt oder zusammen-
gelegt werden, ist eine Vergleichbarkeit erschwert. Zudem steigen Haus
haltsansätze inflationsbedingt an und es kommen neue Bedarfe hinzu. 
Auch müssen Deckungsfähigkeiten berücksichtigt werden. Für den Fall, 
dass sich Ausgabetitel trotz struktureller Konsolidierung zukünftig erhöhen, 
entscheidet das Finanzministerium, ob die vorgetragenen Gründe tragen.  
 
Um die strukturelle Wirkung titelscharf nachzuvollziehen, hat sich das 
Finanzministerium somit selbst ein aufwendiges Verfahren aufgebürdet. 
 

6.4.2 Controlling über die Eckwerteplanung der Ressortbudgets mit kurzer 
Halbwertszeit  
 
Nach § 27 Abs. 1 LHO beschließt die Landesregierung zur Vorbereitung 
der Haushaltsaufstellung auf Vorschlag des Finanzministeriums die  
Ressortbudgets, die in Summe die Eckwerte ergeben.  
 
Die angemeldeten Konsolidierungsbeiträge werden für die nächstjährige 
Eckwerteplanung der Ressorts erkennbar berücksichtigt. Hierdurch sinken 
die Ressortbudgets. 

 
1  BVerfG, Beschluss vom 17.09.2025, 2 BvL 5/18 u. a. 
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Entscheidend für eine erfolgreiche Konsolidierung ist jedoch die Umset
zung der Ressorteckwerte im Haushaltsaufstellungsverfahren. Seit 2023 
übersteigen die Ausgaben des verabschiedeten Haushalts die Eckwerte 
erheblich. 
 

 
Abbildung 15: Gesamtbudgets der Ressorts 
Quelle:  Haushaltsrunderlasse und Haushaltspläne des Landes 2013-2026, Ressortbudgets 
sind ohne Zinsausgaben und KFA 
 

Die Abweichung bewegt sich zwischen 1,2 und 2,4 Mrd. €. Die Differenzen 
übersteigen die seinerzeit geplanten Notkredite oder die neuen strukturel
len Verschuldungsmöglichkeiten und zusätzlichen LuKIFG-Mittel1 deutlich. 
 
Im verabschiedeten Haushalt ist die Konsolidierung auf Basis der Eck-
werte somit nicht mehr sichtbar.  
 

6.5 Empfehlungen des LRH 
 
Eine schrittweise Konsolidierung des Landeshaushalts bis 2030 ist auch 
aus Sicht des LRH notwendig, um die Ausgaben und Einnahmen wieder in 
Einklang zu bringen.  
 
Jedoch bedarf es hierzu vordringlich struktureller Ausgabesenkungen oder 
Einnahmeerhöhungen. Finanzwirksame Einsparungen erzielt man hinge
gen nur auf der Ebene der Ist-Ergebnisse.  
 
Tatsächlich schieben die Ressorts im Einvernehmen mit dem Finanz-
ministerium derartige strukturelle Konsolidierungsbeiträge jedoch in die 

 
1  Gesetz zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 

(Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz - LuKIFG) vom 20.10.2025, 
BGBl. I 2025 Nr. 246. 
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Folgejahre. Denn sie ersetzen im Haushaltsaufstellungsverfahren diese 
durch nicht-strukturelle Beiträge. 
 
Vor allem Rücklagenentnahmen betrachtet der LRH in diesem Zusam
menhang kritisch. Zwar schließen auch diese die jeweiligen jährlichen 
Handlungsbedarfe, aber eine tatsächliche Konsolidierung ist dies nicht. Es 
liegt am Finanzministerium, diese Praxis einzudämmen. 
 
Das Finanzministerium legt dar, dass aus Sicht der Landesregierung 
nicht-strukturelle Konsolidierungsbeiträge die erforderliche Flexibilität in 
nachfolgenden Haushaltsjahren ermöglichen. 
 
Der LRH teilt grundsätzlich diese Sichtweise. Jedoch geht mit dieser 
Flexibilität die oben dargestellte Komplexität des Steuerungsprozesses 
einher.  
 
Konsolidierungen bei Haushaltsansätzen von bundesgesetzlichen Leis-
tungen sollten ohne Änderung der Ansprüche gänzlich ausgeschlossen 
werden. 
 
Eine Anpassung von Haushaltsplanansätzen an die Ist-Entwicklung ist 
schon im Sinne der Haushaltswahrheit notwendig und stellt keine struktu
relle Konsolidierung dar, insbesondere in Bereichen mit erhöhter Kosten
dynamik wie den Versorgungsausgaben oder der Eingliederungshilfe. 
 
Die mit den Leitlinien der Haushaltskonsolidierung vorgestellten Maßnah
men unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Wirkung. Während der Konsoli
dierungspfad überwiegend die Planungsebene betrachtet, wirken sich die 
umgesetzten Maßnahmen zulasten der Sondervermögen unmittelbar auf 
den Haushalt aus. Hierbei nimmt die Landesregierung eine reduzierte Vor
sorge bewusst in Kauf. 
 
Die Ziele der Konsolidierung können erreicht werden, wenn die Landes-
regierung sich im Haushaltsaufstellungsverfahren wieder eng an ihre Eck
werteplanung hält. Zudem sollten Bedarfe frühzeitig im Rahmen der Eck
werte und der Finanzplanung an die Einnahmen angepasst werden. 
 
Vor allem muss die Landesregierung aber ihre selbstgesteckten Ziele 
erreichen. Denn die Landesregierung steht absehbar vor weiteren Heraus
forderungen bei Personalausgaben, höheren Zinsausgaben und aufgrund 
des Zukunftspaktes II für das UKSH. Sie muss daher sowohl die Konsoli
dierungsanstrengungen intensivieren als auch diese transparenter und 
übersichtlicher darstellen, insbesondere für den Landtag. 
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Aus Sicht des Finanzministeriums sind die Konsolidierungsmaßnahmen 
im jeweiligen Haushaltsaufstellungsverfahren Gegenstand der konkreten 
Beschlussfassung des Parlaments. Der komplexe Steuerungsprozess 
werde gegenüber dem Parlament fortlaufend transparent dargestellt. 
 
Der LRH stellt dies infrage. Eine vollständige Aufstellung der Konsolidie
rungsbeiträge einschließlich der Folgemaßnahmen und Anrechnungs-
beträge liegt dem Landtag nicht vor.   
 
Insgesamt sollte sich die Landesregierung fragen, ob die bisher von ihr 
verfolgte Konsolidierungsstrategie tatsächlich geeignet ist, das Ziel von  
einer Mrd. € von 2025 bis 2030 zu erreichen. Zumal die jährlichen Hand
lungsbedarfe weiter anwachsen auf rund 2 Mrd. € im Jahr 2035.1 Dabei 
teilt der LRH die zugrunde liegende Einschätzung, dass ohne eine spürba
re Konsolidierung mittelfristig ein nur noch äußerst schwer handhabbares 
Finanzierungsdefizit droht. Aber schon in den aktuellen Tranchen wird im 
Schwerpunkt auf Ansatzkorrekturen wie bei den Versorgungsausgaben 
gesetzt. Zudem soll mit dem zweiten Nachtragshaushalt 2026 bereits wie
der eine der wenigen im Ist wirkenden Konsolidierungsmaßnahmen, näm
lich die Streichung von 200 Lehrerstellen, zurückgenommen werden.  
Erkennbare Ersatzmaßnahmen finden nicht statt. All dies gibt Anlass zur 
Skepsis, dass das Konsolidierungsziel erreicht wird. Damit das Projekt 
sinnvoll fortgesetzt werden kann, braucht es neben der Transparenz  
gegenüber dem Haushaltsgesetzgeber einen belastbaren konzeptionellen 
Rahmen.  

  

 
1  Vgl. Anlage 1 der Medieninformation des Finanzministeriums vom 10.03.2026. 
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